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§4
Vollzug der staatlichen Dokumentation

Die staatliche Dokumentation der Grundstücke und der 
Eigentumsrechte an Grundstücken wird durch Eintragungen 
im Grundbuch vollzogen, soweit eine abweichende Regelung 
nicht erfolgt ist. Das gleiche gilt für die staatliche Dokumen­
tation der sonstigen Rechte an Grundstücken, soweit deren 
Eintragung im Grundbuch durch Rechtsvorschriften fest­
gelegt oder zugelassen ist.

Abschnitt II 
Aufgaben und Zuständigkeit

§5
Grundbuchführung

(1) Die Grundbuchführung obliegt den Liegenschaftsdien­
sten der Räte der Bezirke.

(2) Der Liegenschaftsdienst des Rates des Bezirkes (nach­
folgend Liegenschaftsdienst genannt) führt die Grundbücher 
über die auf dem Territorium des Bezirkes gelegenen Grund­
stücke.

§ 6
Beurkundung und Beglaubigung

(1) Der Liegenschaftsdienst beurkundet Rechtsgeschäfte über 
die auf dem Territorium des Bezirkes gelegenen Grundstücke 
und beglaubigt Unterschriften bei Erklärungen über Grund­
stücke, die auf dem Territorium des Bezirkes liegen.

(2) Auf die Urkundstätigkeit des Liegenschaftsdienstes sind 
die für das Staatliche Notariat geltenden Rechtsvorschriften 
entsprechend anzuwenden.

Abschnitt III 

Rechtswirkungen von Grundbucheintragungen

Richtigkeit des Grundbuches

§7

(1) Ist jemand als Eigentümer eines Grundstücks im Grund­
buch eingetragen, so ist davon auszugehen, daß ihm das 
Eigentumsrecht zusteht.

(2) Ist der Eigentümer eines Grundstücks im Grundbuch 
gelöscht, so ist davon auszugehen, daß er nicht mehr Eigen­
tümer ist.

§ 8

(1) Wird das Eigentum an einem Grundstück durch Vertrag 
erworben, gilt der Inhalt des Grundbuches zugunsten des Er­
werbers als richtig. Diese Regelung gilt nicht, wenn ein Wider­
spruch gegen die Richtigkeit des Grundbuches eingetragen 
oder die Unrichtigkeit des Grundbuches dem Erwerber be­
kannt ist. Sie gilt auch nicht bei Grundstücken des sozialisti­
schen Eigentums.

(2) Für die Kenntnis des Erwerbers ist der Zeitpunkt maß­
gebend, zu dem der Antrag, den Eigentumswechsel in das 
Grundbuch einzutragen, beim Liegenschaftsdienst eingereicht 
wird.

(3) Der Abs. 1 gilt auch für Leistungen, die auf Grund
eines eingetragenen Eigentumsrechts bewirkt weiden.

§9
Anwendung auf sonstige Rechte an Grundstücken

Die Festlegungen der §§ 7 und 8 gelten für Nutzungsrechte, 
Vorkaufsrechte, Mitbenutzungsrechte, Hypotheken und Auf­
bauhypotheken entsprechend.

§10 1 
Verjährung

(1) Ansprüche aus eingetragenen Rechten an Grundstücken 
verjähren nicht. Dies gilt nicht für Ansprüche auf Zinsen.

(2) Der Abs. 1 ist auf Ansprüche aus gelöschten Grund­
stücksrechten entsprechend anzuwenden, sofern gegen die 
Löschung ein Widerspruch im Grundbuch eingetragen ist.

§11
Ausschluß des Eigentümers

(1) Der unbekannte Eigentümer eines Grundstücks kann 
mit seinem Recht im Wege des Aufgebotsverfahrens ausge­
schlossen werden, wenn ein anderer das Grundstück mehr als 
20 Jahre wie ein Eigentümer genutzt hat und seit der letzten 
Eintragung in das Grundbuch, zu der eine Erklärung des 
Eigentümers erforderlich war, 20 Jahre vergangen sind.

(2) Wer den Ausschluß erwirkt hat, erwirbt das Eigentum 
an dem Grundstück mit der Eintragung in das Grundbuch. Ist 
vor der Entscheidung über den Ausschluß ein anderer als 
Eigentümer eingetragen worden, wirkt der Beschluß nicht 
gegen den anderen. Das gleiche gilt, wenn wegen des Eigen­
tumsrechts eines anderen ein Widerspruch eingetragen wor­
den ist.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht bei Grundstücken des 
sozialistischen Eigentums.

§12
Ausschluß von anderen Berechtigten

(1) Ein unbekannter Vorkaufsberechtigter kann mit sei­
nem Recht im Wege des Aufgebotsverfahrens ausgeschlos­
sen werden, wenn seit der letzten sich auf das Vorkaufsrecht 
beziehenden Eintragung in das Grundbuch 10 Jahre vergan­
gen sind. Mit dem Ausschluß erlischt das Vorkaufsrecht.

(2) Ein unbekannter Hypothekengläubiger kann mit seinem 
Recht im Wege des Aufgebots Verfahrens ausgeschlossen wer­
den, wenn seit der letzten sich auf die Hypothek beziehenden 
Eintragung in das Grundbuch 10 Jahre vergangen sind und 
während dieser Zeit die Forderung weder schriftlich aner­
kannt worden ist noch Teil- oder Zinszahlungen darauf ge­
leistet worden sind. Mit dem Ausschluß erlischt die Hypothek.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht bei Vorkaufsrechten und 
Hypotheken des sozialistischen Eigentums.

Abschnitt IV

Grundbuchberichtigung und Widerspruch 
gegen die Richtigkeit des Grundbuches

§13
Grundbuchberichtigung

(1) Stimmt die Eintragung des Eigentums an einem Grund­
stück mit der wirklichen Rechtslage nicht überein, kann der 
Eigentümer, dessen Recht nicht oder nicht richtig eingetragen 
ist, die Berichtigung des Grundbuches beantragen.

(2) Das Grundbuch kann nur berichtigt werden, wenn der­
jenige, für den das Eigentum eingetragen ist, der Grundbuch­
berichtigung zustimmt oder wenn die Unrichtigkeit des 
Grundbuches entsprechend den Rechtsvorschriften nachgewie­
sen ist.

(3) Wer unrechtmäßig oder unrichtig als Eigentümer einge­
tragen ist, ist auf Verlangen des Antragstellers verpflichtet, 
der Grundbuchberichtigung zuzustimmen.

(4) Der Anspruch auf Berichtigung des Grundbuches ver­
jährt nicht.

(5) Handelt es sich um ein volkseigenes Grundstück, sind 
Einwendungen gegen die Richtigkeit der Eigentumseintra­
gung zunächst an den örtlich zuständigen Rat des Kreises zu 
richten.


